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Sehr geehrte Frau Präsidentin

wie Sie sicher wissen, bin ich seit vielen Jahren, neben meinem Vorsitz bei der IG BCE in Deutsch­
land, der Präsident von I nd ustriAI I European Trade Union, der europäischen Dachorganisation aller 
Industriegewerkschaften in Europa.

Die europäischen Industriegewerkschaften unterstützen Ihr Ziel der Treibhausgasneutralität 2050 
und eines klima- und sozialverträglichen Green Deals.

Ich selbst habe in Deutschland, trotz vieler auch interner Konflikte, daran rnitgewirkt, das Ende der 
Kohleverstromung und das sozialverträgliche Ende der Braunkohleförderung in Deutschland zu 
einigen.

Die Bestimmungen des deutschen Kohleverstrornungsbeendigungsgesetzes einschließlich der ge­
mäß diesen Vorschriften geschlossenen, öffentlich-rechtlichen Verträge, können erst angewendet 
werden, wenn eine beihilferechtliche Genehmigung durch die Europäische Kommission vorliegt.

Diese scheint sich zu verzögern oder gar gänzlich in Frage zu stehen.
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Eine längere beihilferechtliche Verzögerung des in einem breiten Konsens beschlossenen Koh­
leausstiegs in Deutschland steht frühzeitigen, zusätzlichen CO2-Emissionsmtnderungen des Ener­
giesektors, der durch die Kohlenverstromung in Deutschland relativ große Anteile am europäi­
schen CO2 Ausstoß hat, entgegen und belastet somit ein Kernstück der europäischen Klima- und 
Energiepolitik.

Darüber hinaus blockiert eine Verzögerung die sozialverträgliche Gestaltung der unmittelbar nach 
der Einigung in der deutschen Politik über den Kohleausstieg angegangenen Personalreduzierun­
gen.

In den deutschen Braunkohlerevieren und an allen Kohlekraftwerks-Standorten werden besorgte 
Fragen immer lauter, welche Gründe und welche Folgen eine Verzögerung der Umsetzung der 
deutschen Kohleausstiegsgesetze haben wird. Sozialpläne, Tarifverträge und Betriebsvereinbarun­
gen hängen in der Luft, solange die zugrundeliegenden Stilllegungen und Entschädigungen unter 
Beihilfevorbehalt stehen.
Just Transition, also Sozialverträglichkeit, kann so nicht stattfinden.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
ich würde Sie mit beihilferechtlichen Detailfragen nicht behelligen. Aber hier geht es um einen Prä­
zedenzfall europäischer Unterstützung oder Blockade von Transformation.


